
Darstellung der geplanten Änderungen im Vergleich zum geltenden Recht

Geltendes Recht V-StGB-MStG Entwurf V-StGB-MStG-JStG
Art. 1
Diese Verordnung regelt:

…

Art. 1
Diese Verordnung regelt:

bbis. das Zusammentreffen von Sanktionen nach dem 
JStG und dem StGB;

Art. 4
Treffen Freiheitsstrafen im Vollzug zusammen, so sind 
sie gemeinsam entsprechend ihrer Gesamtdauer nach 
den Artikeln 76–79 StGB zu vollziehen.

Art. 4
Treffen Freiheitsstrafen im Vollzug zusammen, so sind 
sie gemeinsam entsprechend ihrer Gesamtdauer nach 
den Artikeln 76–78 StGB zu vollziehen.

--- 3a. Abschnitt:
Zusammentreffen von Sanktionen nach dem Ju-
gendstrafgesetz und dem Strafgesetzbuch im Voll-
zug

--- Art. 12c Gleichzeitig vollziehbare Strafen nach 
JStG und Freiheitsstrafen nach StGB

1 Treffen Freiheitsentzüge nach Artikel 25 JStG mit 
Freiheitsstrafen nach Artikel 40 StGB im Vollzug zu-
sammen, so sind sie gemeinsam entsprechend ihrer 
Gesamtdauer zu vollziehen.
2 Bei gleichzeitig vollziehbaren Freiheitsentzügen und 
Freiheitsstrafen berechnet sich der früheste Zeitpunkt 
der bedingten Entlassung aus der Summe der Dauern 
nach Artikel 28 Absatz 1 JStG und Artikel 86 Ab-
sätze 1, 4 und 5 StGB. 
3 Treffen persönliche Leistungen nach Artikel 23 JStG 
mit Freiheitsstrafen nach Artikel 40 StGB im Vollzug 
zusammen, so vollzieht die zuständige Behörde zuerst 
die dringlichste oder zweckmässigste Strafe.

--- Art. 12d Gleichzeitig vollziehbare Schutzmassnah-
men nach JStG und therapeutische Mass-
nahmen nach StGB

1 Treffen Schutzmassnahmen nach den Artikeln 12–15 
JStG mit therapeutischen Massnahmen nach den Arti-
keln 59–61 und 63 StGB im Vollzug zusammen, so 
vollzieht die zuständige Behörde die dringlichste oder 
zweckmässigste Schutzmassnahme oder therapeutische 
Massnahme und schiebt den Vollzug der anderen auf; 
sind mehrere der zusammentreffenden Schutzmassnah-
men oder therapeutischen Massnahmen in gleicher 
Weise dringlich oder zweckmässig, so ordnet die zu-
ständige Behörde den gleichzeitigen Vollzug an, wenn 
dafür eine geeignete Einrichtung zur Verfügung steht.
2 Erscheinen aufgeschobene Schutzmassnahmen oder 
therapeutische Massnahmen im Verlaufe des Vollzu-
ges nach Absatz 1 als ebenso dringlich oder zweck-
mässig oder als dringlicher oder zweckmässiger, so 
ordnet die zuständige Behörde deren Vollzug neben 
oder an Stelle der bisher vollzogenen Schutzmassnah-
men oder therapeutischen Massnahmen an.

--- Art. 12e Gleichzeitig vollziehbare Unterbringungen 
nach JStG und Freiheitsstrafen nach StGB

Treffen Unterbringungen nach Artikel 15 JStG mit 
Freiheitsstrafen nach StGB im Vollzug zusammen, so 



gehen die Unterbringungen dem Vollzug der Freiheits-
strafen voraus.

--- Art. 12f Gleichzeitig vollziehbare Strafen nach 
JStG und stationäre Massnahmen nach 
StGB

Treffen persönliche Leistungen nach Artikel 23 JStG 
oder Freiheitsentzüge nach Artikel 25 JStG mit statio-
nären therapeutischen Massnahmen nach den Artikeln 
59–61 StGB im Vollzug zusammen, so vollzieht die 
zuständige Behörde die stationären therapeutischen 
Massnahmen und schiebt den Vollzug der Jugendstra-
fen auf.

--- Art. 12g Gleichzeitig vollziehbare Sanktionen nach 
JStG und Verwahrungen nach StGB

1 Treffen Schutzmassnahmen nach den Artikeln 12–15 
JStG oder persönliche Leistungen nach Artikel 23 JStG 
mit einer Verwahrung nach Artikel 64 Absatz 1 StGB 
im Vollzug zusammen, so geht die Verwahrung dem 
Vollzug der übrigen Sanktionen voraus.
2 Treffen Freiheitsentzüge nach Artikel 25 JStG mit ei-
ner Verwahrung nach Artikel 64 Absatz 1 StGB im 
Vollzug zusammen, so geht der Vollzug der Freiheits-
entzüge dem Vollzug der Verwahrung voraus.

--- Art. 12h Gleichzeitig vollziehbare Unterbringungen 
oder Strafen nach JStG und Landesverwei-
sungen nach StGB

1 Treffen Unterbringungen nach Artikel 15 JStG oder 
Strafen nach JStG mit einer Landesverweisung nach 
Artikel 66a oder 66abis StGB im Vollzug zusammen, 
so sind vor dem Vollzug der Landesverweisung die 
Unterbringungen sowie die unbedingten Strafen oder 
Strafteile zu vollziehen.
2 Die Landesverweisung wird vollzogen, sobald die 
Unterbringung aufgehoben wird oder die verurteilte 
Person bedingt oder endgültig aus dem Straf- oder 
Massnahmenvollzug entlassen wird, ohne dass eine 
Reststrafe zu vollziehen ist oder eine andere solche 
Schutzmassnahme angeordnet wird.

4. Abschnitt:
Zusammentreffen von Sanktionen aus verschiede-
nen Kantonen im Vollzug

4. Abschnitt:
Zusammentreffen von Sanktionen aus verschiede-
nen Kantonen oder von Sanktionen verschiedener 
Urteilsbehörden des gleichen Kantons im Vollzug

Art. 13 Verständigung der beteiligten Kantone
Wurden die im Vollzug zusammentreffenden Sanktio-
nen durch Urteile verschiedener Kantone angeordnet, 
so verständigen sich die zuständigen Behörden der Ur-
teilskantone, wenn zu entscheiden ist über:

a. den Vollzug der dringlichsten oder zweckmäs-
sigsten Sanktionen;

b. den gleichzeitigen Vollzug von Sanktionen.

Art. 13 Verständigung der beteiligten Kantone 
oder Behörden

1 Wurden die im Vollzug zusammentreffenden Sank-
tionen durch Urteile verschiedener Kantone angeord-
net, so verständigen sich die zuständigen Behörden der 
Urteilskantone, wenn zu entscheiden ist über:

a. den Vollzug der dringlichsten oder zweckmäs-
sigsten Sanktionen;

b. den gleichzeitigen Vollzug von Sanktionen.
2 Wurden die im Vollzug zusammentreffenden Sank-
tionen des JStG und des StGB durch Urteile verschie-
dener Behörden desselben Kantons angeordnet, so gilt 
Absatz 1 sinngemäss.



Art. 14 Zuständigkeit
Vereinbaren die beteiligten Kantone betreffend die Zu-
ständigkeit für den Vollzug nichts anderes, so ist zu-
ständig:

a. für den gemeinsamen Vollzug zusammentreffen-
der Freiheitsstrafen (Art. 4): der Kanton, dessen 
Gericht die längste Einzelstrafe oder Gesamt-
strafe (Art. 46 Abs. 1, 62a Abs. 2 und 89 Abs. 6 
StGB) verhängt hat;

b. für den Vollzug von gleichen Massnahmen (Art. 
6 Abs. 1 und Art. 8), den gleichzeitigen Vollzug 
von ungleichen therapeutischen Massnahmen 
(Art. 6 Abs. 2) oder von ambulanten Massnah-
men und Freiheitsstrafen (Art. 10 Abs. 1 Bst. a) 
oder den gemeinsamen Vollzug von gemeinnüt-
zigen Arbeiten (Art. 11): der Kanton, in wel-
chem das zuerst rechtskräftig gewordene Urteil 
gefällt wurde;

c. beim Zusammentreffen von gemeinnützigen Ar-
beiten mit Freiheitsstrafen (Art. 12 Abs. 1): der 
Kanton, dessen Gericht die als erste zum Voll-
zug gelangende Sanktion verhängt hat; 

d. in den Fällen von Artikel 6 Absatz 3: der Kan-
ton, der für den Vollzug nach Artikel 6 Absatz 2 
zuständig ist;

e. in den übrigen Fällen (Art. 6 Abs. 2, Art. 7, 9, 
10 Abs. 1 Bst. b): der Kanton, dessen Gericht 
die zum Vollzug gelangenden Sanktionen ver-
hängt hat.

Art. 14 Zuständigkeit
1 Vereinbaren die beteiligten Kantone betreffend die 
Zuständigkeit für den Vollzug nichts anderes, so ist zu-
ständig:

a. für den gemeinsamen Vollzug zusammentreffen-
der Freiheitsstrafen (Art. 4) oder Freiheitsent-
züge und Freiheitsstrafen (Art. 12c Abs. 1): der 
Kanton, dessen Gericht oder urteilende Behörde 
die längste Einzelstrafe oder Gesamtstrafe 
(Art. 46 Abs. 1, 62a Abs. 2, 89 Abs. 6 StGB und 
Art. 34 Abs. 1 JStG) verhängt hat;

b. für den Vollzug von gleichen Massnahmen (Art. 
6 Abs. 1 und Art. 8), den gleichzeitigen Vollzug 
von ungleichen therapeutischen Massnahmen 
(Art. 6 Abs. 2) oder von ambulanten Massnah-
men und Freiheitsstrafen (Art. 10 Abs. 1 Bst. a) 
oder den gemeinsamen Vollzug von gemeinnüt-
zigen Arbeiten (Art. 11): der Kanton, in wel-
chem das zuerst rechtskräftig gewordene Urteil 
gefällt wurde;

c. beim Zusammentreffen von gemeinnützigen Ar-
beiten mit Freiheitsstrafen (Art. 12 Abs. 1) oder 
persönlichen Leistungen mit Freiheitsstrafen 
(Art. 12c Abs. 3): der Kanton, dessen Gericht 
oder urteilende Behörde die als erste zum Voll-
zug gelangende Sanktion verhängt hat; 

d. in den Fällen von Artikel 6 Absatz 3: der Kan-
ton, der für den Vollzug nach Artikel 6 Absatz 2 
zuständig ist;

e. in den Fällen nach Artikel 6 Absatz 2, Artikel 7, 
9, 10 Absatz 1 Buchstabe b, 12d Absatz 1, 12e 
Absatz 1, 12f und 12g: der Kanton, dessen Ge-
richt oder urteilende Behörde die zum Vollzug 
gelangenden Sanktionen verhängt hat.

2 Vereinbaren die beteiligten Behörden des gleichen 
Kantons betreffend die Zuständigkeit für den Vollzug 
nichts anderes, so gilt Absatz 1 sinngemäss.

Art. 14a
2 Zuständig für den Vollzug einer Landesverweisung, 
die mit einer Strafe oder einer freiheitsentziehenden 
Massnahme aus einem anderen Kanton zusammen-
trifft, ist der Kanton, der die Landesverweisung ange-
ordnet hat.

Art. 14a
2 Zuständig für den Vollzug einer Landesverweisung, 
die mit einer Strafe nach StGB oder JStG oder einer 
freiheitsentziehenden Massnahme oder Schutzmass-
nahme nach JStG aus einem anderen Kanton zusam-
mentrifft, ist der Kanton, der die Landesverweisung 
angeordnet hat.

Art. 16
1 Die Kosten des Vollzugs von Massnahmen einsch-
liesslich des Vollzugs der Landesverweisung trägt der 
Kanton, der aufgrund dieser Verordnung oder einer 
Vereinbarung für den Vollzug zuständig ist.

Art. 16
1 Die Kosten des Vollzugs von Massnahmen nach 
StGB, einschliesslich des Vollzugs der Landesverwei-
sung, oder von Schutzmassnahmen nach JStG trägt der 
Kanton, der aufgrund dieser Verordnung oder einer 
Vereinbarung für den Vollzug zuständig ist.


